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16.30 

Abgeordnete Dr. Brigitte Povysil (FPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren im Plenum, auf der Galerie, vor den Medien! Sehr geehrte Partei-

vorsitzende und Klubobfrau der Sozialdemokraten Frau Dr. Rendi-Wagner (Abg. Ren-

di-Wagner: Ja!), ich bin enttäuscht. (Abg. Rendi-Wagner: Oje!) Ich bin wirklich ent-

täuscht. Ich bin enttäuscht vom Inhalt der Dringlichen, der zum Teil nicht richtig ist, ich 

bin enttäuscht von der Diktion, und die Argumente, die Sie heute Morgen gebracht ha-

ben – Sie haben hier über Bauarbeiter und deren Sozialversicherung gesprochen (Zwi-

schenruf des Abg. Drozda), Sie haben über die Krankenschwester gesprochen –,finde 

ich gar nicht mehr. Aber ich finde jetzt plötzlich Dienstautos, ich finde Funktionäre, ich 

finde Einflüsse, und am lautesten werden Sie immer, wenn es um die Selbstverwaltung 

geht, um die Selbstverwaltung, die wir ja gar nicht angreifen.  

Die Sozialdemokratie hat ja einige Gesundheitsreformen hinter sich, aber was ist dabei 

passiert? – Die Bürokratie wurde mehr, die Verwaltung wurde mehr, die Anzahl der 

Gremien wurde erhöht. Das heißt, der gesamte Werdegang, bis hin zu einer wirklichen 

Leistung, die beim Patienten ankommt, wurde verlangsamt.  

Wir haben hier im Parlament ein Instrument, das sich tatsächliche Berichtigung nennt. 

Man nennt zuerst einen Sachverhalt, stellt ihn dar und sagt dann, er ist wahr oder er ist 

unwahr. Ich werde jetzt nicht fünf tatsächliche Berichtigungen bringen, aber ich möchte 

sie in meine Rede einbauen. (Abg. Leichtfried: Aber wenn’s wahr ist!)  

Unwahr ist, dass wir Leistungskürzungen durchführen. Wahr ist vielmehr: Leistungen 

werden modernisiert, Leistungen werden erhöht, es wird eine Leistungsgerechtigkeit 

erfolgen. Da muss ich mich auch wieder an die Sozialdemokraten wenden: Die feh-

lende Leistungsgerechtigkeit innerhalb der Gebietskrankenkassen, die Sie uns immer 

ankreiden, wer hätte sie denn umsetzen sollen? – Sie natürlich, als dieses Ministerium 

von Ihnen verwaltet wurde. Sie waren gefordert, sie durchzuführen, und wir gehen es 

jetzt an – also halten Sie uns das doch nicht vor! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Unwahr ist, dass sich die medizinische Versorgung verschlechtern wird. Wahr ist viel-

mehr: Es wird mehr Kassenärzte geben, es wird mehr Ärzte in den Regionen geben, 

es werden Ärzte Ärzte anstellen können, es wird eine Vielfalt an Niederlassungsmög-

lichkeiten und damit eine wesentlich bessere Versorgung der Patienten in den Re-

gionen geben. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Unwahr ist, dass es eine Verschlechterung der regionalen Versorgung gibt. Wahr ist 

vielmehr: Nach wie vor gibt es einen regionalen Strukturplan, nach wie vor ist es mög-

lich, die Vertragsärzte in den Regionen zu bestimmen, und es gibt sogar neu – und 
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nicht nach wie vor – einen mit 200 Millionen Euro im Jahr dotierten Investitionsfonds, 

aus dem die einzelnen Regionen nach ihrem Gutdünken und ihrem Dafürhalten Gelder 

verteilen können.  

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Es werden sehr viele Unwahrhei-

ten verbreitet, und ich habe versucht, nur einige exemplarisch richtigzustellen. Was ich 

aber wirklich nicht in Ordnung finde, was mich wirklich enttäuscht, ist, dass diese Un-

wahrheiten auf dem Rücken der kranken Menschen ausgetragen werden (Beifall bei 

FPÖ und ÖVP), dass diese verunsichert werden, dass diese Angst haben müssen, 

dass sie nicht mehr die Leistungen bekommen, dass diese Angst haben müssen, dass 

keine Ärzte mehr da sind, dass diese Angst haben müssen, dass diesbezüglich die Si-

tuation in Österreich schlechter wird. – Das ist in keinem Fall in irgendeiner Weise an-

gemessen, sondern das schadet der Republik und Sie fügen damit den Österreiche-

rinnen und Österreichern Schaden zu! (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

16.34 

Präsident Mag. Wolfgang Sobotka: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schell-

horn. – Bitte.  

 


